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 «Wir müssen auch auf der 
Werteebene Antworten liefern»
Ein politischer Ausblick von Christian Levrat: Neben wichtigen wirtschaftspolitischen Vorlagen wie der 
USR III und der Rentenreform stehen 2017 gesellschaftspolitische Diskussionen im Fokus. Seiten 2 bis 4

WIRTSCHAFTSDEMOKRATIE
Für Nationalrat Matthias Aebischer ist das Wirtschaftsdemokratie-
Papier zu lang und zu kompliziert geschrieben. Er hat darum die 
wichtigsten Forderungen daraus zusammengefasst. Seiten 16 und 17

RECHTSPOPULISMUS
Auf den Rechtspopulismus müsse die Linke mit Klassenkampf von 
unten reagieren, sagt der Soziologe Klaus Dörre. Er ist Gast am  
öffentlichen Fraktionsanlass vom 17. Februar. Seiten 13–15

ENDSPURT
USR III: 

JETZT DEN

 NACHBARSCHAFTS-

BRIEF KOPIEREN 

UND VERTEILEN! 

SEITE 7



2 LINKS
168 ∙ 2017 Gespräch

Das letzte Jahr stand unter dem Eindruck des Rechtsrut-
sches im Parlament. Was erwartet uns 2017? 
Es gibt dieses Jahr vier Abstimmungen, die wir gewinnen müs-
sen: die Unternehmenssteuerreform III, die Rentenreform, die 
Energiestrategie 2050 und eine Europa-Vorlage. Die letzten 
drei Vorlagen beruhen auf Kompromissen, die wir 2016 im Par-
lament erreicht haben. 

Dann war also der prophezeite Durchmarsch der Rechten im 
Parlament gar nicht so schlimm?
Das Bild täuscht: Das tägliche Geschäft im Bundeshaus ist do-
miniert von der Rechten. Am klarsten hat man das beim Budget 
gesehen. Täglich geben sie mehr Geld aus für die Armee, die 
Landwirtschaft und Strassen. Im Gegenzug sparen sie bei der 
Bildung oder beim Sozialen. Auch die USR III zeigt schön auf, 
was der Rechtsrutsch im Parlament bedeutet: Die Vorlage von 
Eveline Widmer-Schlumpf wurde in der Parlamentsberatung 
durch die Rechte und Ueli Maurer regelrecht massakriert. Aus 
einem ausgewogenen Vorschlag ist eine reine Provokation ge-
worden.

Was ist an der USR III falsch?
Die ursprüngliche Vorlage sollte haushaltsneutral sein. Das 
Parlament hat die vorgesehene Gegenfinanzierung durch die 
Kapitalgewinnsteuer jedoch gestrichen, und statt die Abzugs-
möglichkeiten bei den Steuern auf ein Minimum zu reduzie-
ren, hat es neue geschaffen. Das Ergebnis führt zu Ausfällen 
von mehr als 3 Milliarden und bringt Gemeinden und Städte 
in eine unmögliche Situation. Viele werden die Steuern erhö-
hen müssen. Für meine Wohngemeinde etwa, ein ländliches 
2000-Seelen-Dorf, hätte die USR III Mindereinnahmen von 
gegen 100 000 Franken zur Folge. Die müssen wir irgendwo 
wieder reinholen. 

Ziel ist, dass diese Vorlage an der Urne abgelehnt wird, da-
mit das Parlament eine neue ausarbeiten kann. Macht dann 
genau das gleiche Parlament eine bessere Vorlage?
Ja. Wenn die Stimmbevölkerung dieser überladenen Vorlage 
eine Abfuhr erteilt, können wir auf den ursprünglichen Vor-

schlag des Bundesrats zurückkommen. Und wir können Kan-
tone, Städte und Gemeinden bei der Lösungssuche einbezie-
hen. Das Argument der Befürworter, das gehe zu lange, lasse 
ich übrigens nicht gelten. Die Schweiz konnte zur Rettung der 
UBS innerhalb von zwölf Stunden 60 Milliarden beschliessen, 
sie sollte in der Lage sein, in einem Jahr eine Steuerreform aus-
zuarbeiten. 

Im September gibt es eine obligatorische Abstimmung über 
die Rentenreform. Worüber wir genau abstimmen werden, 
entscheidet sich in der Frühlingssession. Wo geht die rote 
Linie der SP durch?
Die lässt sich an den Zielen des Bundesrats messen: keine Er-
höhung des Rentenalters und keine Rentensenkung. Die Erhö-
hung auf 67 ist bereits gegessen, FDP, SVP und Gewerbeverband 
sind damit gescheitert. Was bleibt, ist die Frage des Rentenni-
veaus. Wenn die Ständeratsvariante mit einer Erhöhung der 
Renten um 70 Franken durchkommt, werde ich dafür kämpfen, 
dass die SP sie in der Abstimmung unterstützt. Es wäre ein his-
torischer Fortschritt, wenn wir die AHV-Renten nach 20 Jah-
ren erhöhen könnten. Für uns Linke wird es aber nicht einfach. 
Wir müssen gleichzeitig die Erhöhung des Frauen-Rentenalters 
und die Senkung des Umwandlungssatzes schlucken. Ich rech-
ne mit kontroversen Diskussionen. Kommt die Nationalrats-
variante mit einer Senkung der Renten durch, bekämpfen wir 
die Vorlage. Klar ist: Die SP kann in einer Rentendiskussion 
nicht neutral sein, es geht um eine unserer Errungenschaften.

Wie rechtfertigst du die Erhöhung des Frauenrentenalters?
Grundsätzlich ist das Rentenalter 64 für Frauen richtig. Denn 
solange ihre Löhne tiefer sind, sind auch ihre Renten tiefer. 
Unter dem Strich ist die Ständeratsvariante aber gerade aus 
Frauen-Perspektive ein guter Kompromiss. Frauen profitieren 
besonders von der Erhöhung der AHV und der Verbesserung 
der Versicherung für Teilzeitangestellte. 

Bei der USR und der Rentenreform geht es um wirtschafts-
politische Fragen. Welche gesellschaftspolitischen Fragen 
stehen 2017 im Vordergrund?
Einerseits die Energiestrategie 2050. Wir haben sie initiiert, 
indem wir nach Fukushima statt des sofortigen Ausstiegs ein 
mehrheitsfähiges Projekt forderten. In einer Allianz, die nota-
bene über fünf Jahre gehalten hat, haben wir im Parlament eine 
sehr konkrete Vision ausgearbeitet, wie wir die Erneuerbaren 
systematisch fördern und aus der Atomkraft aussteigen kön-
nen. Das hat sich auf sehr unspektakuläre Weise in den Par-
lamentssälen abgespielt, ist aber von zentraler Bedeutung für 
unsere Wirtschaft. Eine weitere gesellschaftspolitische Dis-
kussion wird das Verhältnis zur EU sein.

«Die Rechte und Ueli Maurer 
haben die Vorlage von Eveline 
Widmer-Schlumpf regelrecht 
massakriert.»

«Die Logik der CVP
 ist die der Islamisten»

 
Christian Levrat über die USR III, die Rentenreform und gesellschaftspolitische Diskussionen, welche er mit der 
SP vermehrt führen will.

Interview: 
Andrea Bauer
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Bist du mit der Umsetzung der «Masseneinwanderungsini-
tiative» zufrieden, wie sie das Parlament in der Winterses-
sion beschlossen hat?
Die Situation ist ja eigentlich absurd: Eine Partei lanciert eine 
Initiative und versucht dann mit allen Mitteln, ihre Umsetzung 
zu verunmöglichen. Angesichts dessen haben wir das Maxi-
mum erreicht. Das wird auch von der Bevölkerung anerkannt. 
Ich verstehe nicht, warum die SVP so einen Zirkus macht und 
kein Referendum ergreift. Politik macht man nicht, indem man 
im Parlament Schilder hochhält, Politik macht man, indem 
man sich der politischen Instrumente bedient, allen voran des 
Referendums.

Das Referendum wurde ja ergriffen, wenn auch nicht von 
der SVP. Warum unterstützt die SP es nicht? 
Nenad Stojanovic, er ist ja SP-Mitglied, ergreift dieses Referen-
dum in einer plebiszitären Logik. Seine Haltung ist: Ich bin für 
das Gesetz, will es aber vom Volk bestätigt haben. Das ist das, 
was Cameron mit dem Brexit gemacht hat oder Renzi mit der 
Verfassungsänderung … Es ist falsch. Das Referendum ist nicht 
da, um die Haltung einer Mehrheit zu bestätigen. Es ist für die 
Leute da, die das Gefühl haben, ein Gesetz gehe in die falsche 
Richtung. Es gibt ihnen die Möglichkeit, sich zu wehren und 

eine Korrektur beim Volk zu erreichen. Ich fände es nicht lus-
tig, wenn die Rechte jede Steuervorlage, die sie gewinnt, noch 
von der Bevölkerung bestätigen liesse. 

Die Europa-Frage ist mit der Umsetzung der SVP-Initiative 
noch lange nicht gelöst. Wie geht die Diskussion weiter?
Wie gesagt rechne ich mit einer Abstimmung 2017 oder dann 
2018, worüber, ist noch unklar. Es gibt das erwähnte Referen-
dum, das durchaus zustande kommen kann. Dann hat der Bun-
desrat einen Gegenvorschlag zur RASA-Initiative angekündigt, 
und es gibt die RASA-Initiative selber. Deren Initianten ma-
chen sehr widersprüchliche Angaben dazu, ob und unter wel-
chen Umständen sie sie zurückziehen. Und schliesslich haben 
Auns und SVP eine Initiative zur Kündigung der Bilateralen an-
gekündigt. Ich gehe davon aus, dass sie diese erst auf die Wah-
len 2019 hin lancieren, aber sie steht im Raum. Auf jeden Fall 
sollten wir uns weiter auf die Diskussion vorbereiten. 

Wie?
Unsere Europa-Position haben wir am Parteitag Anfang De-
zember geklärt. Wir sind für ein institutionelles Rahmenab-
kommen mit der EU und für einen weiteren Ausbau der Bilate-
ralen. Sobald Grossbritannien und die EU ein institutionelles 
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Arrangement getroffen haben, schauen wir ausserdem, ob wir uns 
dort einklinken können und dadurch mehr Mitwirkungsrechte er-
halten. Die Stimmung hierzulande gegenüber Europa wird sich nur 
verbessern, wenn Europa sich verändert.

Die EU ist keine Ansammlung von sozialdemokratischen Regie-
rungen … Was gibt dir Hoffnung, dass es trotzdem geschieht?
Alle lesen die derzeitigen Diskussionen über die Personenfreizügig-
keit in der EU als Rückschritt. Ich habe vielmehr den Eindruck, dass 
viele europäische Regierungen – auch die rechten – begriffen haben, 
dass es ohne flankierende Massnahmen, sprich: soziale Begleitmass-
nahmen nicht weitergeht. Die «goldene» Zeit der ultraliberalen Ar-
beitsrechte in der EU ist vorbei. Wir haben jetzt die Chance, die sozi-
ale Frage wieder stärker zu thematisieren. 

Allerdings erleben wir zurzeit in praktisch allen Ländern Europas 
einen Aufstieg der Rechtsnationalisten. Wie stoppen wir sie?
Prinzipiell bin ich überzeugt, dass wir auf Fremdenfeindlichkeit mit 
sozialen Antworten reagieren müssen. Die Kampagnen der Rechten 
haben aber ein so starkes Ausmass angenommen und sind für unser 
Zusammenleben so bedrohend, dass ich zum Schluss gekommen bin, 
dass wir auch auf der Werteebene Antworten liefern müssen. Wenn 
gestandene Parteien wie die CVP auf den Wertediskurs aufspringen, 
zielen sie damit nicht mehr auf Stimmenoptimierung, sondern auf 
eine tiefgreifende Veränderung der Gesellschaft.

Wie lauten die Antworten? 
Der Zufall will es, dass CVP-Präsident Gerhard Pfister und ich den 
gleichen Philosophie-Professor hatten. Nur haben wir nicht die glei-
chen Schlüsse aus dem gezogen, was er gesagt hat. Wenn Pfister 
und die SVP behaupten, die Identität der Schweiz sei ausschliesslich 
christlich, dann müssen wir sagen: Falsch. Ihre Logik ist die gleiche 
wie die der Islamisten, die die religiöse Tradition über den Rechts-
staat stellen. Die Schweiz ist nicht aus der Kirche entstanden, son-
dern gegen die Kirche. Unsere Antwort, das sind die Aufklärung, 
der Rechtsstaat, die Gewaltenteilung, die Französische Revolution, 
die Gründung des Bundesstaats. Dem Einheitsbild des christlichen 
Abendlands müssen wir die Vielfalt der Schweiz entgegenstellen. Zur 
Schweiz gehören auch die Zugewanderte aus Portugal, die seit zehn 
Jahren hier arbeitet, oder der Kebab-Verkäufer in Basel. Der Älpler 
im Berner Oberland gehört genauso dazu wie die Stadtzürcherin. Ich 
will keinesfalls die christliche Tradition unseres Landes verneinen, 
ich bin selber praktizierender Katholik. Aber ich bin auch überzeugt, 
dass die Identität der Schweiz in der Vielfalt besteht. Diese Diskussi-
on müssen wir im Hinblick auf die Wahlen viel stärker in den Vorder-
grund rücken. 

Was hältst du von dem Vorwurf, die Linke sei zu weit weg von den 
Arbeiterinnen und Arbeitern, wie es etwa Didier Eribon in seiner 
Analyse «Rückkehr nach Reims» schreibt?
Der Vorwurf ist uralt. Ich plädiere in dieser Frage für weniger Roman-
tik und mehr Faktenanalyse. Die SP bestand schon immer aus Arbei-
tern einerseits und einem aufgeklärten Bürgertum anderseits. Was 
stimmt, ist, dass unsere Wählerschaft in den 70ern aus zwei Dritteln 
Arbeitern und einem Drittel Mittelstand bestand und es heute um-
gekehrt ist. Das heisst aber noch lange nicht, dass die SP die Arbeite-
rinnen und Arbeiter nicht vertritt. Wir würden ihre Interessen auch 
dann noch vertreten, wenn wir aus ihren Reihen keine einzige Stim-
me mehr erhielten. Hinzu kommt: Die Arbeiterschaft hat sich stark 
verändert. Es gibt heute viel weniger klassische Arbeiterinnen und 
Arbeiter als früher. Und der Anteil derer, die kein Wahlrecht haben, 
ist stark gestiegen. Bei dieser Gruppe sind wir sehr stark verankert.

Du wurdest am Parteitag Ende 2016 von der SP-Basis als Präsident 
wiedergewählt und willst bis zu den Wahlen 2019 bleiben. Was 
hast du mit der SP noch vor?
Wir müssen die Wahlen 2019 gewinnen! Momentan befinden wir uns 
im Schadensbegrenzungs-Modus. Wir können uns aber keine wei-
teren vier Jahre von dieser Politik leisten. Ich bin sehr optimistisch, 
dass wir gewinnen. Die Rechte übertreibt es, wo sie nur kann. Die 
Wertediskussion von Pfister ist ein Himmelfahrtskommando. Er ist 
dabei, das ganze Mittelland aufzugeben, um sich auf die Stammlande 
und die Konkurrenz mit der SVP zu konzentrieren. Wir sind die ein-
zige glaubwürdige Alternative zu dieser Phalanx. 

Rund um den Parteitag hat sich ein sogenannter reformorientier-
ter SP-Flügel zu Wort gemeldet. Die Gruppe will sich besser orga-
nisieren. Macht dir das Sorgen?
Nein. Als Präsident freue ich mich, wenn Mitglieder ankündigen, sich 
stärker in der und für die Partei engagieren zu wollen. Die SP braucht 
Identifikationsfiguren aus unterschiedlichen Ecken. Die Gruppe hat 
angekündigt, auch inhaltlich noch etwas deutlicher werden zu wollen, 
und ich nehme sie beim Wort. Mein Ziel war immer, die SP zum Ort zu 
machen, wo die relevanten Diskussionen links der Mitte stattfinden.

«Die Schweiz ist nicht aus  
der Kirche entstanden, sondern  
gegen die Kirche.»
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Unbequem,  
konstruktiv –  
und erfolgreich
«2016 war ein gutes Jahr für die SP», titelte das Forschungsinstitut 
Öffentlichkeit und Gesellschaft der Uni Zürich (foeg) vor wenigen 
Tagen. Die SP habe an medialer Beachtung stark zugelegt und geniesse 
(als einzige Partei neben der FDP) eine positive Reputation. Das Fazit der 
Forschung freut uns natürlich. Nur: Deckt es sich mit der Realität?  
Zeit für einen Faktencheck.

In den kantonalen Regierungswahlen 
konnte die SP ihre Sitze halten, mit Ausnah-
me von Bern. Dass die historisch einmalige 
links-grüne Mehrheit nicht ewig Bestand ha-
ben würde, war jedoch zu erwarten. Genauer 
hinzuschauen lohnt es sich in Basel und Frei-
burg. An beiden Orten versuchten die rech-
ten Parteien einen grossen «Schulterschluss» 
und wollten der Linken mit massiver media-
ler und finanzieller Schützenhilfe einen Sitz 
abjagen. An beiden Orten sind sie damit kläg-
lich gescheitert. 

Aus der Fülle der kommunalen Wahlen 
seien nur drei Highlights herausgepickt: In 
Luzern und Lausanne eroberte die SP das 
Stadtpräsidium. Und in St. Gallen gelang es 
uns, dank einem Sitzgewinn erstmals die 
bürgerliche Mehrheit in der Stadtregierung 
zu kippen. 

Fazit: Die nackten Zahlen 2016 lesen sich 
also tatsächlich gut. Wir legen in Wahlen 
zu – auch ausserhalb der traditionellen 
linken Hochburgen. Wir gewinnen 
wichtige Abstimmungen auf Bundes- und 
Kantonsebene. Und wir haben uns ganz klar 
als einzige glaubwürdige Oppositionskraft 
gegen das rechte Machtkartell etabliert. Was 
aber am wichtigsten ist: Wir wachsen wieder. 
Die SP legt nach zwanzig Jahren wieder an 
Mitgliedern zu – und zwar stetig. 

Michael Sorg

Von Lügen und Bigler
Postfaktisch, Fake News und jetzt noch Alter-
native Facts? So viele neumodische Begriffe, 
um die gute alte Lüge neu zu verpacken. Wir 
bleiben beim Original, scheint sich hingegen 
Hans-Ulrich Bigler zu denken. Schliesslich 
heisst seine Kampforganisation immer noch 
Gewerbeverband und nicht «Swiss Trading 
Association». Ausserdem hat sich die Ar-
beitsteilung im bürgerlichen Lager bewährt: 
Economiesuisse gibt den spendablen Financier, 
der Gewerbeverband ist der Mann fürs Grobe. 
Im James-Bond-Universum wäre Heinz Karrer 
Goldfinger und Hans-Ulrich Bigler der Beisser. 
Zurück in die reale Welt. Dort hat der Gewerbe-
verband seine Rolle als Bösewicht im Abstim-
mungskampf zur USR III wieder mal gespielt. 
Doch wie ein Schauspieler, der übertreibt, so-
dass seine Figur unglaubwürdig wird, hat Bigler 
diesmal den Rank nicht mehr gefunden. Selbst 
die NZZ attestiert Bigler «eine gewisse Belie-
bigkeit im Umgang mit der Wahrheit» und stellt 
fest, dass «der Gewerbeverband die Messlatte 
punkto Faktentreue weiter gesenkt» hat. 
Die Rede ist von der Sonderausgabe der 
Gewerbezeitung, die in alle Haushalte verteilt 
wurde (Kostenpunkt: über 1 Million Franken), 
einem Machwerk auf Trump-Niveau. Da werden 
Zitate aus dem Zusammenhang gerissen, die 
SP-Spitze in «Lock'em up»-Manier hinter Gitter 
gesteckt, Fotos manipuliert und Gegnerinnen 
und Gegner der USR III dem Ja-Lager zugeord-
net. Damit hat Bigler ein klassisches Eigentor 
geschossen: Denn die Glaubwürdigkeit des 
Gewerbeverbands ist dahin. 
Oder treibt Bigler etwa ein durchtriebenes 
Spiel? Provoziert er ein Nein, weil er weiss, dass 
die USR III seinen KMU-Mitgliedern rein gar 
nichts bringt? Weil er weiss, dass nur wenige 
profitable Grossunternehmen profitieren? Weil 
er weiss, dass drei Viertel der geschenkten Ge-
winne, die der Schweizer Mittelstand finanziert, 
als Dividenden ins Ausland abfliessen? 
Die Antwort ist wohl banaler: Dem Gewerbe-
verband fehlen schlicht die Argumente. Doch 
trotzdem sollte uns eine solche Verluderung 
der politischen Sitten Sorgen machen. Natürlich 
geht es in der Politik nicht darum, wer Recht 
hat, sondern darum, wer die Deutungshoheit 
erringt. Der Homo politicus, der rational, in-
formiert und objektiv entscheidet, ist genauso 
eine Fiktion wie der Homo oeconomicus. Politik 
soll ein Wettstreit der Argumente und Ideen 
sein, der auch mit harten Bandagen ausgetra-
gen wird, wer wüsste das besser als wir? Doch 
wenn Argumente durch Lügen ersetzt werden, 
wird das Spiel – oder in dem Fall die Demokratie 
– beschädigt.

STAND
PUNKT
Michael Sorg ist Medien-
sprecher der SP Schweiz

Die SP hat sich als  
einzige glaubwürdige 
Oppositionskraft  
gegen das rechte 
Machtkartell etabliert. 

Nationale Abstimmungen: Sechs Siegen ste-
hen ebenso viele Niederlagen gegenüber. Das 
klingt auf den ersten Blick durchzogen, doch 
waren die Siege enorm wichtig. Mit dem Nein 
zur Durchsetzungsinitiative gelang uns ein 
Befreiungsschlag, den wir mit dem Ja zum 
Asylgesetz bestätigen konnten. Die Ableh-
nung der reaktionären CVP-Ehe-Initiative 
sowie der Milchkuh-Initiative der Strassen-
lobby waren weitere Puzzleteile im erfolgrei-
chen Kampf gegen das neu formierte rechts-
konservative Lager. 

Auf der Minus-Seite steht der Gotthard 
zuoberst. Generell scheinen es Umweltanlie-
gen an der Urne schwerer zu haben als auch 
schon, siehe Grüne Wirtschaft und Atomaus-
stieg. Nur zu Achtungserfolgen reichte es lei-
der auch für unsere Initiativen AHVplus und 
Spekulationsstopp. Doch verstecken muss 
man sich mit 40 Prozent Ja-Stimmen sicher 
nicht. 

Kantonale Abstimmungen: In mehreren 
Kantonen waren wir mit Referenden gegen 
die rechte Abbaupolitik erfolgreich, so im 
Aargau, in Schaffhausen, in Zug oder in Bern. 
Angriffe von rechts auf die Volksschule und 
die Bildung wurden erfolgreich abgewehrt. 

Kantonale Wahlen: Acht Kantone haben 
2016 gewählt. In fünf davon hat die SP 
zugelegt (AG, BS, SZ, SH, UR). In zweien 
(SG und TG) hat sie marginal verloren. Und 
in Freiburg wurde die SP trotz Einbussen 
erstmals stärkste Partei; also ein gefühlter 
Sieg. Über die Wahlsiege im Aargau (plus 5 
Sitze) und Basel-Stadt (bestes Ergebnis seit 
70 Jahren) wurde schon viel geschrieben. Es 
macht aber auch Hoffnung, dass die SP in 
«schwierigen» Kantonen wie Schwyz oder 
Uri bei den Wahlen 2016 gute Ergebnisse 
erzielt hat. 
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Erleichterte Einbürgerung  
Jugendliche der «dritten Generation» sollen die 
Möglichkeit bekommen, sich in einem erleichterten 
Verfahren einbürgern zu lassen. 

Menschen, deren Eltern und Grosseltern bereits in der Schweiz ge-
lebt haben, gehören zu uns. Sie haben oft kaum mehr eine Verbin-
dung zur Heimat, zur Kultur und zur Sprache ihrer Grosseltern. Sie 
sprechen unsere Sprache, wohnen, studieren, arbeiten und leben in 
der Schweiz. Nichts unterscheidet sie von Jugendlichen mit Schwei-
zer Pass.

Ein wichtiges Signal
Mit einem Ja zur erleichterten Einbürgerung zeigen wir diesen Men-
schen, dass sie dazugehören. Jugendliche sollen sich hier zuhause 
fühlen und unser Vertrauen spüren. Dieses Vertrauen bringen wir 
ihnen mit einem Ja entgegen. Es geht bei dieser Abstimmung auch 
darum, ein positives Zeichen gegen Abschottung und Fremden-
feindlichkeit zu setzen.

Demokratie stärken 
Es ist nicht richtig, dass rund zwei Millionen Menschen ohne 
Schweizer Pass von der politischen Mitbestimmung ausgeschlos-
sen sind. Den Menschen, die sich einbürgern lassen wollen, dürfen 
wir nicht unnötig Steine in den Weg legen. Neu erfolgt die Einbür-
gerung viel rascher als bisher und die je nach Kanton unterschiedli-
chen Verfahren werden vereinheitlicht.

Strassenfonds (NAF) 
Der Nationalstrassen- und Agglomerationsver-
kehrsfonds (NAF) ist ein einseitiges und teures  
Strassenbauprogramm.

Das Anliegen, analog zum Bahnfonds FABI einen Strassenfonds 
zu schaffen, ist nachvollziehbar. Das Parlament hat die Vorlage des 
Bundesrats aber stark verschlechtert und masslos überladen.

Einseitige Finanzierung 
Mit dem NAF soll jährlich eine zusätzliche Milliarde in die Strassen-
kasse fliessen. Davon stammen 650 Millionen direkt und nicht kom-
pensiert aus der Bundeskasse. Ursprünglich wollte der Bundesrat 
nur knapp 270 Millionen aus der Bundeskasse nehmen. Das Parla-
ment hat jedoch den anfänglichen Finanzierungsmix aus Bundes-
geldern (ein Drittel) und einer Nutzerfinanzierung via Benzinpreis-
erhöhung (zwei Drittel) ins Gegenteil verkehrt. Bei der jetzigen Vor-
lage tragen die Autofahrenden nur noch einen Viertel der Kosten, 
während drei Viertel – rund 650 Millionen Franken – zulasten des 
Bundes gehen. Dieses Geld müsste bei der Entwicklungshilfe, bei der 
Bildung oder beim öffentlichen Verkehr kompensiert werden.

Beim Kompromiss um den Bahnfonds FABI hat das Parlament 
die Nutzerfinanzierung deutlich erhöht. Die ÖV-Reisenden steuern 
300 Millionen pro Jahr bei. Beim NAF sollen die Autofahrenden, 
die etwa dreimal so zahlreich sind wie die ÖV-Nutzenden, mit der 
Benzinpreiserhöhung um 4 Rappen pro Liter nur 200 Millionen bei-
steuern. Das ist kein fairer Deal.

DARUM GEHT ES
Ausländerinnen und Ausländer, deren Familien seit drei Genera-
tionen in der Schweiz leben, sollen auf Antrag das Bürgerrecht 
einfacher erhalten. Sie müssen hier geboren sein und belegen 
können, dass mindestens ein Grosselternteil in der Schweiz  
geboren wurde oder ein Aufenthaltsrecht besass und mindestens 
ein Elternteil eine Niederlassungsbewilligung hat. Ein Gesuch 
kann bis zum Alter von 25 Jahren eingereicht werden.

DARUM GEHT ES
Mit dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 
(NAF) soll die Finanzierung der Bundesbeiträge für National-
strassen und Agglomerationsprogramme langfristig geregelt 
und die Engpassbeseitigung etappenweise realisiert werden. Im 
Gegensatz zum heutigen befristeten Infrastrukturfonds gilt der 
NAF unbefristet und wird in der Verfassung verankert.

JA NEIN

ENDSPURT USR III!
Die Abstimmung zur USR III wird sehr knapp – jede 
Stimme zählt. Kopiere den Brief auf der rechten Seite, 
unterzeichne ihn, wenn du willst, und wirf ihn in den 
Briefkasten deiner Nachbarinnen und Nachbarn. Merci!



Im Februar 2017

Wollen Sie in Zukunft noch 
mehr Steuern bezahlen?
Liebe Nachbarin, lieber Nachbar

Am 12. Februar stimmen wir über die Unternehmenssteuerreform III ab. Mir ist es ein 
grosses Anliegen, dass alle wissen, wie wichtig diese Abstimmung ist. Die Vorlage ist 
extrem komplex. Erschreckend simpel sind aber die Konsequenzen:

Wird die USR III angenommen, fehlen in den Kassen von Bund, Kantonen  
und Gemeinden jedes Jahr mindestens 3 Milliarden!

Die Folgen: Höhere Steuern und mehr Gebühren für uns Bürgerinnen und 
Bürger sowie weniger Geld für die Bildung.

Logisch, dass die Befürworterinnen und Befürworter diese Fakten leugnen. Schon 
2008, bei der USR II, wurden die Kosten kleingeredet. Statt Millionen waren es  
am Ende Milliarden! Sogar das Bundesgericht stellte fest: Das Volk wurde getäuscht.  
Jetzt sollen die Steuern für ein paar Konzerne und ihre Grossaktionärinnen und  
Grossaktionäre schon wieder gesenkt werden.

Helfen Sie jetzt mit, einen erneuten Milliarden-Bschiss an uns 
normalen Steuerzahlenden und am Mittelstand zu verhindern!

Wir können die Reform stoppen, aber es wird knapp. Stimmen Sie bis am 7. Februar 
brieflich ab oder gehen Sie am Wochenende vom 11./12. Februar an die Urne.  
Und erinnern Sie unbedingt Ihr Umfeld an die wichtige Abstimmung!

›  NEIN zu höheren Steuern für den Mittelstand
›  NEIN zu einer Blackbox ohne Preisschild
›  NEIN zum erneuten Bschiss an der Bevölkerung

zum Unternehmenssteuer-Bschiss

NEIN
Mehr Informationen

› www.usr3-nein.ch

✂
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Nach jahrelangem Zaudern steht endlich ein richtiger Vaterschaftsurlaub  
zur Debatte. Dass die Idee auf der Strasse ankommt, beweisen bei Halbzeit  
die 70 000 gesammelten Unterschriften. Läuft alles so gut weiter, geniessen  
die ersten Eltern bald schon einen schöneren Start ins Familienleben. 

Wie bekommen wir Familie und Be-
ruf besser unter einen Hut? Dies ist 
eine der grossen politischen Fragen 
unserer Generation. Erst recht an-
gesichts des Fachkräftemangels und 
des Ziels einer besseren Ausschöp-
fung des inländischen Arbeitskräfte-
potenzials. Der bessere Einbezug na-
mentlich der Frauen in die Arbeits-
welt gelingt aber nur, wenn sich die 
Väter stärker in der Kinderbetreuung 
engagieren. Ein Vaterschaftsurlaub, 
der diesen Namen auch verdient, 
wäre hierzu ein Meilenstein. Glückt 
nämlich der gemeinsame Start ins 
Familienleben, ist die Chance gross, 
dass der Vater auch im weiteren Er-
werbs- und Familien leben eine akti-
ve Rolle einnimmt. Davon profitieren 
nicht nur wir Frauen und Mütter, 
sondern auch die Väter und damit 
die Wirtschaft und die Gesellschaft 
insgesamt.

Initiative trifft Nerv der Zeit
Über dreissig Anläufe für einen 
Vaterschaftsurlaub wurden in den 
vergangenen Jahren im Parlament 
bereits genommen. Allesamt sind 
sie gescheitert. Letztmals wurde im 
Nationalrat im Frühling 2016 eine 
Minimalvariante von zwei Wochen 
knapp abgelehnt. Gesetzlich vorge-
schrieben bleibt somit ein freier Tag 
für die Geburt eines Kindes. Gleich 
viel wie zum Zügeln. Gemäss einer 
repräsentativen Umfrage von Tra-
vail.Suisse befürworten 80 Prozent 
der Bevölkerung vier Wochen Va-
terschaftsurlaub. Kein Wunder, dass 
nach acht Monaten bereits 70 000 
Unterschriften gesammelt sind. 
Travail.Suisse als Kampagnenleite-
rin rechnet damit, die Initiative im 
Sommer einreichen zu können.

Vorbilder aus Wirtschaft, 
Verwaltung und NGO
Dass längere Vaterschaftsurlaube 
kein Unding sind, beweisen ver-
schiedenste Beispiele: Als Firmen 
erwähnenswert sind etwa Swisscom, 
Migros, Helsana, Mobility oder Axa 
Winterthur. Aber auch nationale 
NGO wie WWF oder Greenpeace. 

Zudem wird auch die Liste der fort-
schrittlichen Städte, angefangen bei 
Genf, Lausanne oder Neuenburg, 
immer länger: Eben hat Bern einen 
vierwöchigen Vaterschaftsurlaub be-
schlossen. Und noch ein Beispiel aus 
dem ländlichen Gebiet: «Solina», ein 
führender Verein für Langzeitpflege 
im Berner Oberland, bietet Mitarbei-
tern ab dem dritten Jahr neu sogar 
sechs Wochen Vaterschaftsurlaub 
(ab dem ersten Arbeitstag gibts zwei 
und im zweiten Jahr vier Wochen).

Freiwilligkeit reicht nicht
All diesen Vorbildern zum Trotz 
braucht es die Initiative: Es geht 
eben nicht nur um ein paar Wochen 
Ferien, wie jüngst der Kommunika-
tionschef des Arbeitgeberverbandes 
sagte. Wer bereits Kinder hat, weiss, 
wie wichtig die Zeit des Wochen-
betts und die Wochen und Monate 
danach sind. Dann bauen Eltern 
und Kind die Bindung zueinander 
auf und legen hoffentlich ein gutes 
Fundament, damit Papa und Mama 
ihre Aufgaben zu Hause und im Job 
möglichst ausgeglichen wieder auf-
nehmen können.

Zudem sind die vom Bundesrat 
errechneten 380 Millionen Franken 
für vier Wochen Vaterschaftsurlaub 
ökonomisch eine gerechtfertigte In-
vestition. Der Betrag entspricht ge-
rade mal 0,1 Prozent der Lohnsum-
me. Dazu kommt: In unserem Land 
sind bereits über die Hälfte der Leu-
te mit Uniabschluss Frauen. Doch 
nach der Familiengründung bleiben 
50 000 Akademikerinnen laut einer 
Studie der Boston Consulting Group 
zu Hause. Ein volkswirtschaftlicher 
«Schaden» von fast 6 Milliarden! 
Sprich: Jeder Franken, der in eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf fliesst, rechnet sich um 
ein Vielfaches.
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Bald können wir abstimmen 

Nadine Masshardt, 
Nationalrätin BE

JETZT UNTERSCHREIBEN
KARTE IN DER HEFTMITTE

Sv
en

 B
äv

m
an



LINKS BASELLANDLINKS REGIOBERN

Das Mantra ist seit 30 Jahren das 
gleiche. Private sollen Profite ma-
chen auch im Bereich der öffent-
lichen Dienstleistungen. In den 
1990er-Jahren gab es einen ersten 
Schub mit Teilprivatisierungen und 
Auslagerungen (die Werke bleiben 
im öffentlichen Besitz, werden aber 
der politischen Einflussnahme weit-
gehend entzogen). Das neue Jahrtau-
send bremste die Entwicklung – das 
Elektrizitätsmarktgesetz zur Dere-
gulierung des Strommarktes fiel in 
einer Volksabstimmung durch. 

Und jetzt – nach der globalen Fi-
nanzkrise – wachsen die Begehrlich-
keiten der privaten Investoren wie-
der. Sie schicken die bürgerlichen 
PolitikerInnen vor, die allerhand 
mehr oder weniger faule Vorwände 
finden, um den privaten Profitin-
teressen in die Hände zu spielen.

Es ist dringend notwendig, dass 
wir diese Angriffe abwehren, denn 
sie sind nicht nur ein Angriff auf das 
Volksvermögen, sondern auch ein 
Angriff auf den Zusammenhalt und 
den sozialen Ausgleich. Verteidigen 
wir den Service public mit folgenden 
Argumenten:
1. Service public besteht aus Dienst-

leistungen, die im Interesse einer 
grossen Mehrheit der Menschen 
erbracht werden. Viele könnten 

sich weder gute Bildung noch 
gute Gesundheitsdienste leisten, 
wenn sie persönlich und privat 
dafür aufkommen müssten. Auf 
Service public können nur die 
Reichen verzichten.

2. Produkte und Dienstleistungen 
des Service public sind demo-
kratisch legitimiert. Öffentliche 
Unternehmen erhalten ihren 
Auftrag durch vom Volk gewähl-
te Behörden. Sie sind diesen auch 
rechenschaftspflichtig. 

3. Service public ist auf den Bedarf 
ausgerichtet. Auch dort, wo der 
Markt kein Interesse hat, sollen 
sie verfügbar sein. Ein Postauto 
im Gadmental oder eine Schule 
im Eriz ist nun einmal kein Ge-
schäft. 

4. Service public darf Gewinne 
machen. Es ist eine ideologische 
Behauptung, dass Service public 
immer ineffizient und schlam-
pig sei; ein Vorwand, um selber 
die Hand drauflegen zu können. 
Wir müssen aber aufpassen, dass 
grosse Betriebe wie die Post nicht 
einfach privatwirtschaftliche 
Standards und Lösungen über-
nehmen und sich mit Gewin-
noptimierungsprogrammen und 
Massenentlassungen als Service 
public unglaubwürdig machen. 

Bedarf statt Profit – 
für einen starken Service public

Die Schliessung von Poststellen 
ist ein Beispiel für diese Fehlent-
wicklung.

5. Service public bedeutet faire 
Löhne und Arbeitsbedingungen, 
bedeutet auch ausgebaute und 
 gesicherte Mitbestimmungs- und 
Mitwirkungsrechte. Unterneh-
men des Service public geben in 
diesen Fragen den Takt an – das 
ist gut so.

6. Service public steht für zukunfts-
orientierte Entwicklungen. Inno-
vationen entstehen in vielen Be-
reichen. Ich denke zum Beispiel 
an die Unis und die ETH. Sie leis-
ten einen Teil an eine öko soziale 
Entwicklung von Gesellschaft 
und Wirtschaft.

Wir werden in den kommenden Jah-
ren mit massiven Angriffen auf den 
Service public konfrontiert sein. Die 
Vorschläge der Avenir Suisse lassen 
keine anderen Schlüsse zu. Wollen 
wir ihn wirksam verteidigen, reicht 
es nicht aus, mit Referenden die Ent-
wicklung zu behindern und zu ver-
zögern. Wir müssen die stimmen-
de und wählende Mehrheit über-
zeugen, dass zentrale öffent liche 
Dienstleistungen nicht maximale 
Gewinne abwerfen, sondern einen 
Bedarf decken müssen.

Johannes Wartenweiler, 
Sekretär Gewerkschaftsbund 
Stadt Bern und Umgebung, 
Stadtrat

Die Mehrheit der BKW verkaufen, die Bedag privatisieren, die Swisscom auf den Markt bringen. In jüngster 
Zeit mehren sich wieder die Stimmen, die das öffentliche Tafelsilber verkaufen und damit den Service Public 
 schwächen wollen.

Übergabe einer Petition gegen die Schliessung der Poststelle Sulgenbach  
in Bern.
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In Hochdorf läuft  
eine Bodeninitiative
Boden ist ein wertvolles Gut! Eines, 
dessen Wert weder von Börsen- noch 
von Devisenkursen abhängig ist. Ein 
Gut, dessen Wert infolge zunehmen-
der Knappheit laufend steigt und das 
deshalb nicht der Spekulation über-
lassen werden darf. Erst recht nicht, 
wenn es sich dabei um gemeindeei-
genes Land handelt. 

Die Gemeinde Hochdorf verfügt 
mittlerweile nur noch über wenige 
unbebaute Landreserven. Die Natur-
schutzzonen nicht mit eingerech-
net, sind es knapp 90 000 m2, was ca.  
12 Fussballfeldern entspricht.

Die SP Hochdorf und der «Verein 
Aktives Hochdorf» (VAH) lancieren 
deshalb gemeinsam die «Hochdorfer 
Bodeninitiative», mit dem Ziel, dass 
gemeindeeigenes Land nicht mehr 
verkauft werden darf. 

Mit der Initiative soll verhindert 
werden, dass die Gemeinde aus 
kurzfristigen finanziellen Überle-
gungen Land verkauft. Die Gemein-
de muss zu ihren wenigen Land-
reserven Sorge tragen, um auch in 
Zukunft ihre sozialen, ökologischen 
und infrastrukturellen Aufgaben 
souverän wahrnehmen zu können.

Eine wirtschaftliche Entwicklung 
ist trotz der Initiative möglich. Er-
laubt ist einerseits der gleichwertige 

Hans Bächler, Präsident  
SP Hochdorf ad interim, 
Mitglied Initiativkomitee

Landabtausch, anderseits die Abga-
be von Grundstücken im Baurecht. 
Baurechtsverträge sichern der Ge-
meinde langfristig höhere Einnah-
men als einmalige Landverkäufe. 
Ausserdem wird durch die Landab-
gabe im Baurecht Bodenspekulation 
wirksam verhindert.

Am Freitag, 27. Januar, hat das 
Komitee zusammen mit Unterzeich-
nern 725 Unterschriften (nötig wären 
500) der Gemeindepräsidentin Lea 
Bischof (CVP) feierlich überreicht. 

Der Ball liegt nun vorerst beim 
Gemeinderat … Fortsetzung folgt.

Ergänzende Informationen
 Als Erstunterzeichnende beken-
nen sich u. a. folgende Persönlich-
keiten öffentlich zur Initiative: Erika 
Bachmann, Hans Bächler, Rita Erni, 
Eveline Felder, Beat Meister, Moni 
Rast, Franz Rieder, Reinhard Rol-
la, Barbara Schurtenberger, Bruno 
Stutz, Wolfgang Zürcher. 
 Die Sammelfrist begann am 1. De-
zember 2016.
 Zur Zeit ist der Gemeinderat mit 
interessierten Investoren in Ver-
handlungen betreffend Verkauf von 
Industrieparzellen (sog. Turbiland 
zwischen Hochdorf und Dorfteil 
Bald egg).

 Dass die Hochdorfer Bevölkerung 
bei Landverkäufen sensibel reagiert, 
zeigte sich im März 2015 beim ge-
planten Kindergarten östlich des 
Schulhauses Peter Halter: Die Ge-
meinde wollte das Grundstück ver-
kaufen und hätte anschliessend den 
Doppelkindergarten im Stockwerk-
eigentum zurückgekauft. Wegen des 
Landverkaufs wurde das Projekt von 
einer Mehrheit der Stimmenden ab-
gelehnt. 
 Der Initiativtext ist analog zum 
Vorstoss in Emmen 2016 als allge-
meine Anregung formuliert: «Lie-
genschaften, die im Eigentum der 
Gemeinde Hochdorf sind, sollen 
grundsätzlich nicht verkauft wer-
den. Sie können Dritten jedoch im 
Baurecht zur Nutzung überlassen 
werden. Zulässig sein soll nur noch 
der Verkauf oder Tausch von Liegen-
schaften, wenn ein gleichwertiger 
Ersatz erworben wird, welcher in 
Bezug auf Fläche und Nutzung mit 
der zu veräussernden Liegenschaft 
vergleichbar ist.»

Für Rückfragen:  
Hans Bächler,  
hansbaechler@bluewin.ch  
079 378 53 24

Ja zum «Reglement über  
die Grundstücke im Eigentum  
der Gemeinde Emmen»

Vor einem Jahr haben sich die Em-
merinnen und Emmer durch An-
nahme der von den Grünen und der 
SP initiierten «Bodeninitative» als 
erste Stadt der Zentralschweiz da-
für ausgesprochen, gemeindeeigene 
Grundstücke nur im Baurecht ab-
zutreten. An der Einwohnerratssit-
zung im Dezember wurde das nach 
einem Vernehmlassungsverfahren 
zustande gekommene «Reglement 

über die Grundstücke im Eigentum 
der Gemeinde» durch die bürgerli-
che Mehrheit abgelehnt, weshalb es 
nun dem obligatorischen Referen-
dum unterliegt und am 12. Februar 
2017 zur Abstimmung gelangt.

Das neue Reglement enthält ne-
ben löblichen Grundsätzen zur Bo-
denpolitik und den Bestimmungen 
zum Baurecht leider auch Ausnah-
meregelungen (z. B. Ersatzbeschaf-

fungen), bei denen vom Baurecht-
Grundsatz abgewichen werden 
kann. Um finanzpolitischen Druck 
zu vermeiden, hätte es die SP be-
grüsst, wenn gar keine Veräusserun-
gen mehr möglich wären. Nichtsdes-
totrotz steht die SP Emmen hinter 
dem neuen Reglement und setzt sich 
ein für ein JA zu einem sorgfältigen 
Umgang mit unserem Boden. Boden 
behalten – Emmen gestalten.

Melanie Setz, Mitglied  
Geschäftsleitung SP Emmen
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Das Referendum gegen den Planungskredit ist zu Stande gekommen, am 21. Mai wird darüber abgestimmt. Am 
Parteitag vom 29. März entscheidet die SP Kanton Bern über die Parole. Hier die Argumente dafür und dagegen.

Die Umfahrung hilft Industrie-Arbeitsplätze zu erhalten

Seit Jahren zwängt sich immer mehr 
Verkehr durch Aarwangen. Dabei 
ist die Topografie, die Steigung, für 
die über 16 000 Fahrzeuge pro Tag 
das Problem. Der Kanton Bern hat 
deshalb Verbesserungen geprüft. Im 
Vorprojekt standen zwei Varianten 
zur Auswahl: Die Optimierung der 
bestehenden Strasse (Null plus) oder 
eine Umfahrung. Der (rot-grüne) Re-
gierungsrat beantragte einen Pro-
jektierungskredit in der Höhe von  
6,6 Mio. Franken für die Umfah-
rungslösung. Mit Anträgen haben wir 
im Grossen Rat versucht, das Projekt 

zu verbessern. Damit die Natur noch besser geschützt werden kann, 
wird im Rahmen der Projektierung nun eine Verlängerung des geplan-
ten Tunnels geprüft. Der Rat hat zudem beschlossen, Massnahmen 
gegen den projektbedingten Mehrverkehr aufzunehmen. Der Verkehr 
soll auf den Hauptachsen bleiben, Abkürzungen über Nebenstrassen 
sollen erschwert werden. Mit diversen Verbesserungen wird der Ver-
kehr durch Langenthal verflüssigt und der öV mit Busbevorzugungen 
gefördert. Der Grosse Rat hat in der Septembersession 2016 den Kredit 
schliesslich mit deutlichem Mehr beschlossen. Auch die SP-JUSO-PSA-
Fraktion hat mit 18 Ja und 11 Nein bei 2 Enthaltungen zugestimmt. 

Aus drei Gründen habe ich die Strasse unterstützt. Erstens sor-
ge ich mich um die Arbeitsplätze. Im Oberaargau ist die Industrie 
stark: Sind es kantonal 25 Prozent, so beträgt der Anteil der Indus-
triearbeitsplätze hier 39 Prozent. Die neue Strasse ist ein kleines 
Puzzle-Teil für den Erhalt dieser Arbeitsplätze. Zweitens ist der Last-
wagenanteil von 2007 bis 2016 von 12 auf 16 Prozent gestiegen, was 
die Lebensqualität weiter beeinträchtigt. Mit Null plus würden die 
Lastwagen weiterhin durchs enge Dorf fahren. Drittens hat der Bund 
beschlossen, die Autobahn A1 auf sechs Spuren auszubauen. Die A1 
führt durch den Oberaargau und wird mehr Verkehr bringen. 

Auch die Region Oberaargau soll sich wie alle anderen Regionen 
weiterentwickeln können. Die SP Kanton soll deshalb bei der Abstim-
mung vom 21. Mai den Kredit unterstützen.

Strassenneubau in Aarwangen: nicht schon wieder!

Wir haben es im Kanton Bern mit 
der Neuauflage einer Strassenbaueu-
phorie zu tun, die an die 60er-Jahre 
erinnert. Das neue Strassenbaufieber 
begann 2007 mit dem Bypass Thun 
Nord, als der Grosse Rat (GR) den 
Projektierungskredit (mit Debatte) 
bewilligte. Die Realisierungskosten 
wurden damals auf CHF 75 Mio. ge-
schätzt. Der Baukredit (145 Mio.!) 
wurde 2012 vom GR ohne Wortmel-
dung bewilligt.

In der kommenden Volksabstim-
mung geht es um ein vergleichbares 
Projekt. Es steht zwar (nur) ein Pro-

jektierungskredit von 6,6 Mio. zur Debatte, trotzdem ist es wichtig, 
dass das Referendum ergriffen wurde. Die Baukosten würden sich aus 
heutiger Sicht auf ca. 136 Mio. belaufen. Luft nach oben (vgl. Bypass) 
ist vorhanden.

Das Projekt sieht einen neuen Autobahnzubringer auf einer Länge 
von 3,6 km durch eine unberührte Landschaft (Smaragdgebiet) mit be-
sonderem Reiz vor. Die neue Strasse würde Aarwangen nur von weni-
ger als der Hälfte des heutigen Verkehrs entlasten. Es wäre deshalb viel 
klüger, mit etwa 40 % der Baukosten eine ausgebaute Variante Null+ 
zu realisieren. Der Verkehr würde dadurch, ähnlich wie in Wabern, be-
ruhigt. Durch Wabern fahren heute wesentlich mehr Autos als durch 
Aarwangen, ohne dass man in Wabern deshalb nach einer Umfahrung 
rufen würde. Ein nur für die Kommissionmitglieder zugänglicher Be-
richt zeigte, dass bei zwei der drei Bewertungsmethoden die Variante 
Null+ besser abschnitt. Trotzdem befand die Regierung, «Fachleute» 
bevorzugten die Umfahrungsvariante. Die dritte Bewertungsmethode 
sei volkswirtschaftlich relevanter als die beiden anderen.

Wenn der Kanton hier nicht die Notbremse zieht, geht die erwähn-
te Euphorie verstärkt weiter: Im Emmental sind Strassenbauten mit 
Kosten von ca. 420 Mio. vorgesehen. Diese Gelder waren ursprünglich 
für das Tram Region Bern bestimmt. Das passiert in einem Kanton, 
der offenbar so arm ist, dass er mit der Senkung der Sozialhilfe un-
rühmliche Massstäbe setzt, mit Wirkung auf die ganze Schweiz.

Adrian Wüthrich,  
Grossrat, Huttwil

Res Hofmann,  
Alt-Grossrat, Bern

Pro und Kontra Autobahn
zubringer Oberaargau

LINKS BERN
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KANTONSRAT

Zu wenige und zu teure 
 Kinderbetreuungsplätze

Anna Rüefli,  
Kantonsrätin aus Solothurn
anna.rueefli@gmx.ch

Trotz der Zunahme von Betreuungs-
plätzen in den vergangenen Jahren 
gibt es im Kanton Solothurn immer 
noch zu wenig vergünstigte Ange-
bote, die auch von einkommens-
schwächeren Familien genutzt wer-
den können. Zudem fehlen Plätze 
für Kinder bis 18 Monate, was den 
 beruflichen Wiedereinstieg nach 
dem Mutterschaftsurlaub erschwert. 
Dies sind zwei Erkenntnisse der Situ-
ationsanalyse zu den Angeboten der 
familienergänzenden Kinderbetreu-
ung im Kanton Solothurn, die der 
Regierungsrat unter Einbezug der 
Einwohnergemeinden im Auftrag 
des Kantonsrats hat erstellen lassen. 

Für die SP-Fraktion ist klar: Kan-
ton und Gemeinden müssen die in 
der Situationsanalyse formulierten 
Empfehlungen möglichst rasch um-
setzen. Dies umso mehr, als es sich 
für die Gemeinden finanziell lohnen 
kann, Angebote der familienergän-
zenden Kinderbetreuung (stärker) 
zu fördern: Je nach Gemeinde ist 
laut Situationsanalyse mit steuer-
lichen Mehreinnahmen von 5000 
bis 5500 Franken pro Jahr und Platz 
zu rechnen, weil Eltern dank er-
schwinglichen Betreuungsangebo-
ten ihr Arbeitspensum beibehalten, 
erhöhen oder weniger stark redu-
zieren. Das heisst, dass Gemeinden 
einen Betreuungsplatz pro Jahr mit 
bis zu 5000 Franken subventionie-
ren können, ohne weniger Geld für 
andere Staatsaufgaben zur Verfü-
gung zu haben. Dank bezahlbaren 
Betreuungsplätzen wird auch die In-
tegration von fremdsprachigen Kin-
dern erleichtert und der wirtschaft-
liche Fachkräftemangel reduziert. 
Die Allgemeinheit profitiert somit 
mehrfach. Die SP setzt sich deshalb 
für eine rasche Umsetzung der Emp-
fehlungen aus der Situationsanalyse 
ein.

Die Bevölkerung der Schweiz hat es 
geschafft, in mühevoller Kleinarbeit 
einen Staat aufzubauen, der in sei-
ner Ausgewogenheit und seiner po-
litischen Austariertheit heute noch 
einzigartig ist. Ein Staat, der nicht 
nur im Innern gut organisiert ist, 
sondern immer international aus-
gerichtet war und sich dabei einen 
guten Ruf und Vertrauen erarbeitet 
hat: kooperativ, verlässlich und fest 
eingebunden in ein europäisches 
Wertesystem und weltweite inter-
nationale Vereinbarungen. Diese 
Voraussetzungen brauchte es in un-
serem rohstoffarmen Land auch, da-
mit wir erfolgreich Produkte entwi-
ckeln, Handel betreiben und Frieden 
stiften konnten. Sie waren die Basis 
unseres Wohlstands der letzten an-
derthalb Jahrhunderte.

Mir scheint aber, dass wir uns 
nicht bewusst sind, wie labil diese 
Errungenschaften sind. Am Staat 
und am politischen System wird 
mit allerlei Initiativen gerüttelt, die 
Werte, an die wir bisher geglaubt ha-
ben, werden kurzerhand in Frage ge-
stellt. Und die anderen Länder holen 
auf. Unsere Alleinstellungsmerkma-
le gingen und gehen weiter verloren.

Das macht Angst und verunsi-
chert uns. Die Schuld dafür tragen 
aber weder die «Ausländer» noch 
sogenannte fremde Richter. Viel-
mehr fehlt uns das Selbstvertrauen, 
das Vertrauen in unsere eigenen 
Fähigkeiten und Stärken. Aus Stär-
ke, aus Vertrauen in die eigenen Fä-
higkeiten und aus gefestigten 
Überzeugungen heraus ent-
stehen in der Regel Toleranz 

und Grosszügigkeit. Aus Kleinmut, 
Engstirnigkeit und Unsicherheit 
heraus entstehen Angst, Ressenti-
ments und Arroganz.

Lassen wir uns nicht weiter leiten 
von Angstmachern und Verunsiche-
rern. Lassen wir uns nicht einreden, 
alles Böse und Bedrohliche komme 
von aussen. Seien wir stolz auf das 
Erreichte und verteidigen wir wei-
ter unsere Freiheiten, unsere inter-
nationale Ausrichtung und unsere 
europäischen Werte. Und dazu ge-
hören heute die bilateralen Verträge 
mitsamt der Personenfreizügigkeit 
ebenso wie die Menschenrechtskon-
vention.

MEIN 
STAND
PUNKT
Markus Ammann, Kantonsrat 
und Fraktionspräsident 
ammann.markus@bluemail.ch
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Arbeiterbewegung von rechts? 
Verteilungskonflikte und neue Rechte
Der neue Rechtspopulismus besetzt zunehmend die soziale Frage und deutet sie in 
einen Verteilungskampf um zwischen innen und aussen, zwischen zivilisierten und 
vermeintlich minderwertigen Kulturen. Das wirkungsvollste Mittel dagegen ist 
eine Politik der demokratischen Umverteilung.

Das Jahr 2017 beginnt mit einem 
Ereignis, das für eine Zeitenwende 
stehen könnte. Mit Donald Trump 
hat ein bekennender Rassist und 
Rechtspopulist das Amt des Prä-
sidenten der USA übernommen. 
Durch seinen Wahlsieg sehen sich 
auch in Europa all jene Kräfte be-
stärkt, die einen abgrenzenden, völ-
kischen Nationalismus zu ihrem po-
litischen Kernanliegen machen. In 
nahezu allen europäischen Ländern 
sind rechtspopulistische, teilweise 
auch protofaschistische politische 
Formationen auf dem Vormarsch. 
Auf der britischen Insel hat eine 
Kampagne, die federführend von 
der rechtspopulistischen Ukip be-
trieben wurde, ein Votum für den 
Brexit herbeigeführt. In Frankreich 
plant der Front National eine Volks-
abstimmung zum Austritt aus der 
EU. Rechtspopulisten stellen in Un-
garn und Polen bereits die führende 
Regierungspartei. Bei der Wahl zum 
österreichischen Bundespräsi-
denten kam der unterlegene 
Rechtspopulist Norbert Ho-
fer in beiden Wahlgängen auf 
über 45 Prozent der Wähler-
stimmen. In den nordischen 
Ländern (Finnland, Schweden, 
Norwegen) treiben rechtspopu-
listische Formationen die etab-
lierten Parteien vor sich her. 
Und auch Deutschland stellt kei-
ne Ausnahme dar. Dort schreitet 
die rechtspopulistische Alterna-
tive für Deutschland von Wahl-
erfolg zu Wahlerfolg. Zuletzt ist 
sie in der Hauptstadt Berlin mit ei-
nem zweistelligen Ergebnis in das 
Parlament eingezogen. Der Sprung 
der Partei in den Bundestag scheint 
nicht mehr aufzuhalten. Während 
die Parteivorsitzende Frauke Petry 
öffentlich dafür plädiert, den Begriff 
des Völkischen zu rehabilitieren, 
schlagen gewalttätige Vigilanten 
in Bautzen auf Geflüchtete ein, die 
ihrerseits nicht bereit sind, die Op-
ferrolle zu akzeptieren. Die Polizei 
reagiert mit Ausgangssperre und 

wird und bei männlichen Arbeitern 
und Arbeitslosen auf überdurch-
schnittliche Zustimmung stösst. 
Dieses Phänomen ist seit langem 
bekannt. Formationen wie der Front 
National oder die FPÖ haben seit den 
1990er-Jahren immer wieder spek-
takuläre Wahlergebnisse bei Arbei-
tern und in Milieus erzielt, in denen 
linke Parteien und Gewerkschaften 
über Jahrzehnte hegemonial waren. 
Auch Trump verdankt seinen Wahl-
sieg vor allem den Stimmen weisser 
Arbeiter aus dem Rustbelt. Arbeiter-
milieus zeichneten sich, wie Didier 
Eribon am französischen Beispiel 
dargestellt hat, seit jeher durch eine 
lose Kombination aus locker-hedo-
nistischen Lebensformen vor allem 
für Männer und einer offiziellen, ri-
gide-konservativen Moral aus, in der 
die Abwertung von anderen, Frem-
den, Unproduktiven stets angelegt 
war. Sexismus und Rassismus hat 
es in diesen Milieus immer gegeben, 
aber die spontane Tendenz zu ex-
klusiver, ausschliessender Solidari-
tät wurde durch organisierte Arbei-
terbewegungen domestiziert. Wer 
dazugehören wollte, musste sich 
zumindest offiziell den moralischen 
Codes von Partei, Gewerkschaf-
ten und Genossenschaften fügen. 
In den kommunistischen Milieus 
war die Partei eine Lebensgemein-
schaft. Wer ausgeschlossen wurde 
oder austrat, war isoliert. In den 
sozialdemokratischen Arbeitermili-
eus mag dieser Druck nicht ganz so 
ausgeprägt gewesen sein. Doch auch 
hier setzte man, etwa in Österreich 
oder im Ruhrgebiet, dem indust-
riellen Herzen Westdeutschlands, 
die Karriere im Staatsbetrieb oder 
in der Verwaltung aufs Spiel, wenn 
man das richtige Parteibuch nicht 

Klaus Dörre ist Professor 
für Arbeits-, Industrie- und 
Wirtschaftssoziologie an der 
Friedrich-Schiller-Universität 
Jena

Alkoholverbot – für die Geflüchte-
ten, versteht sich. Mit Blick auf die-
se Konstellation hat der Philosoph 
Jürgen Habermas von einem «Saat-
boden für einen neuen Faschismus» 
gesprochen. Damit hat er Recht. Um 
die Ursachen hervorzuheben und zu 
betonen, dass es sich um einen neu-
en Rechtspopulismus, aber – noch 
nicht – um Faschismus handelt, 
spreche ich stattdessen von einer 
national-sozialen Gefahr.

Das fehlende moralische Regulativ
Mit national-sozialer Gefahr ist ge-
meint, dass die soziale Frage nati-
onalisiert, ethnisiert und auf diese 
Weise von rechts besetzt wird. Der 
neue Rechtspopulismus verkörpert 
eine Bewegung gegen die Zumutun-
gen und Zwänge des Marktes, die 
neben kleinen Selbstständigen vor 
allem von Lohnabhängigen getragen 

In manchen Arbeitermilieus setzte man die 
Karriere aufs Spiel, wenn man das richtige 
Parteibuch nicht besass. Das disziplinierte 
– auch moralisch. Mit dem Niedergang 
sozialdemokratischer, sozialistischer und 
(euro-)kommunistischer Parteien ist dieses 
moralische Regulativ verschwunden.
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besass. All das disziplinierte – auch 
moralisch. Mit dem Niedergang so-
zialdemokratischer, sozialistischer 
und (euro)kommunistischer Partei-
en ist dieses moralische Regulativ, 
das bis weit hinein in die untersten 
Klassensegmente und die nicht or-
ganisierte Arbeiterschaft ausstrahl-
te, verschwunden. Der Zerfall po-
sitiv besetzter Klassenidentitäten 
und der mit ihnen verbundenen mo-
ralischen Bindungen hat den Weg 
für einen rechten Populismus frei 
gemacht, der das entstandene Vaku-
um auszufüllen in der Lage ist. Die 
hohe Zustimmung von Arbeitern 
und Arbeitslosen erfolgt, obwohl die 
Programmatik rechtspopulistischer 
Formationen, wie etwa im Falle der 
deutschen AfD, teilweise marktra-
dikale Elemente enthält. Wichtigs-
tes Motiv für die Wahl ist neben der 
Migrations- und Flüchtlingsthema-
tik zumeist die Frage der sozialen 
Gerechtigkeit.

Demobilisierte 
Klassengesellschaften
Das Terrain, auf dem die neue Rech-
te agiert, ist in den entwickelten Ka-
pitalismen das von demobilisierten 
Klassengesellschaften. Klassenspe-
zifische Ungleichheiten und Schlies-
sungen nehmen in dramatischer 
Weise zu, aber Klassenbewegungen 
und organisierte Klassenpolitik von 
unten sind so schwach wie nie. Klas-
senverhältnisse wirken aber auch 
dann, wenn es progressiven Bewe-
gungen und politischen Organisa-
tionen nicht gelingt, Erfahrungen 

so zu bündeln, dass sie in kollekti-
ves Engagement zur Verbesserung 
der gemeinsamen Lebenssituation 
münden. Denn das Verschwinden 
von Klassenkategorien aus dem öf-
fentlichen Diskurs ändert nichts 
daran, dass sich all jene im Stich 
gelassen fühlen, deren Leben mit 
diesen Kategorien sinnvoll zu be-
schreiben ist. Sofern aber politische 
Orientierungen fehlen, die mobili-
sierte Klassen hervorbringen könn-
ten, wirken Klassenverhältnisse 
im Modus der Konkurrenz, infolge 
einer permanenten Scheidung der 
Gewinner von den Verlierern sowie 
mittels kollektiver Auf- und Ab-wer-
tungen. Dabei spielt der Staat, der in 
modernen Kapitalismen direkt oder 
indirekt 40 bis 60 % des BIP verteilt, 
eine zentrale Rolle. Durch Zuwei-
sung oder Beschneidung von Sozi-
aleigentum – einem kollektiven Ei-
gentum zur Existenzsicherung, das 
Lohnabhängige zu Sozialbürgern 
macht – nehmen Staatsaktivitäten 
erheblichen Einfluss auf die Klas-
senstrukturierung der Gesellschaft. 
Politische Grenzziehungen, die mit 
der Zuteilung von Sozialeigentum 
verbunden sind, bewirken Klassen-
bildung qua kollektiver Abwertung 
und Stigmatisierung sozialer Gross-
gruppen. Hinzu kommen kollektive 
Abwertungen und negative Klassi-
fikationen, mit deren Hilfe sich die 
Mitglieder unterer Klassen in der 
Konkurrenz zu behaupten suchen.

Je auswegloser es erscheint, als 
ungerecht empfundene Verteilungs-
verhältnisse mittels demokratischer 
Umverteilung von oben nach unten 
und von den Starken zu den Schwa-

chen zu korrigieren, 
desto eher tendie-
ren Lohnabhängige 
spontan zu exklusi-
ver, ausschliessender 
Solidarität. Das macht 
sie für rechtspopu-
listische Anrufungen 
empfänglich. Gerade 
Festangestellte, die sich 
in der Standortkonkur-
renz in ihren Betrieben 
permanent auf die Pro-
be gestellt sehen, neigen 
spontan zu Unduldsam-
keit gegen Schwächere, 
vermeintlich weniger 
leistungsbereite Grup-
pen. Sie praktizieren eine 
exklusive Solidarität, die 
auf eine kollektive Ab-

wertung sozialer Gruppen durch an-
dere hinausläuft. Statusgenerierend 
ist die Leistungsgemeinschaft der 
produktiv Beschäftigten. Wer nicht 
dazugehört – seien es Langzeitar-
beitslose, Flüchtlinge oder Schulden 
machende Griechen –, hat im Zwei-
felsfall keinen oder doch nur einen 
verminderten Anspruch auf Solida-
rität. Der Zorn richtet sich gegen all 
jene, die – vermeintlich – die Bewäh-
rungsproben meiden und sich so 
dem Gebot der Leistungsgerechtig-
keit entziehen.

Eine grosse Herausforderung für 
die Gewerkschaften besteht darin, 
dass sich rechte Orientierungen mit 
Affinität zum Rechtspopulismus 
häufig bei aktiven Mitgliedern fin-
den. Befragte Gewerkschaftssekre-
täre haben uns immer wieder darauf 
hingewiesen, dass die Wahl zum 
Jugendvertreter oder zum Betriebs-
rat und «Likes» bei rechtsextremen 
oder rechtspopulistischen Parteien 
durchaus keinen Widerspruch dar-
stellen. Eine fragile gewerkschaft-
liche Grundüberzeugung reicht of-
fenbar nicht aus, um das subjektive 
politische Weltbild von Arbeitern 
und Angestellten zu strukturieren. 
Man mag das bedauern. Ich plädie-
re für eine andere Sicht. Offenbar 
gehören die Gewerkschaften zu den 
wenigen demokratisch-zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, die die 
frustrierten Lohnabhängigenmili-
eus überhaupt noch erreichen. In der 
Auseinandersetzung mit rechtspo-
pulistischen Orientierungen haben 
progressive Organisationen und vor 
allem die Gewerkschaften einen 
schwierigen Spagat zu leisten. Ei-
nerseits tendieren ihre Funktionäre 
zu einer Politik der «klaren Kante» 
gegenüber Formationen, die sie als 
zutiefst antidemokratisch wahr-
nehmen. Sie schrecken teilweise 
nicht davor zurück, Mitglieder aus 
der Organisation auszuschliessen. 
Andererseits wollen sie sich dem 
Dialog mit Arbeitern und Angestell-
ten nicht verweigern, deren Protest-
haltung sie nachvollziehen können. 
In solchen Auseinandersetzungen 
dürfen Gewerkschaften, dürfen 
linke Parteien nicht als Establish-
ment-Organisation wahrgenommen 
werden. Entsprechende Gratwan-
derungen sind deshalb alles andere 
als einfach. Wichtig ist aber, dass die 
Auseinandersetzung überhaupt ge-
führt wird.

Den  
Sorgen der 
ein fachen 
Leute kann 
mit linker 
Politik  
begegnet 
werden. 



Klassenpolitik von unten
Ohne positive Klassenidentität, die 
zu kollektiver Widerständigkeit be-
fähigt und Selbstachtung ermög-
licht, werden die subalternen Klas-
sen in einen Rechtsblock integriert, 
der den Diskurs um die soziale in 
einen Diskurs über die innere und 
öffentliche Sicherheit verwandelt. 
Diese Entwicklung ist brandgefähr-
lich. Deshalb muss die politische 
Linke im öffentlichen Diskurs deut-
lich machen, dass die Verantwor-
tung für die national-soziale Gefahr 
bei den Eliten des zeitgenössischen 
Postwachstums-Kapitalismus liegt, 
die Ausbeutungs- und Herrschafts-
verhältnisse mit autoritären Mitteln 
zu stabilisieren suchen. Der relative 
Wohlstand in den kapitalistischen 
Zentrumsstaaten wird häufig mit-
tels dramatischer Ungleichheit, 
Prekarisierung und Unterklassen-
bildung erkauft. Die Antwort der 
Herrschenden auf eskalierende 
Verteilungskonflikte und wachsen-

de Unsicherheit ist 
ein autoritärer Staat, 
der die innere und öf-
fentliche anstelle der 
sozialen Sicherheit in 
den Fokus politischen 
Handelns rückt. Dafür, 
dass es so weit kommen 
konnte, trägt die politi-
sche Linke Mitverant-
wortung. Die Idee einer 
strukturierenden Polari-
tät zwischen Herrschen-
den und Beherrschten 
ist aus ihren Diskursen 
verschwunden. Zugleich 
erodierte jenes moralische 
Regulativ, das dem Leben 
in subalterner sozialer Po-
sition Würde und Sinn ver-
lieh. Dies ist der Grund, weshalb sich 
grosse Teile der Unterprivilegierten 
rechtspopulistischen Formationen 
zuwenden. Das wirkungsvollste 
Gegenmittel gegen die Neue Rechte 
und deren gewaltaffine Radikalisie-

rung ist daher eine Klassenpolitik 
von unten, die an der Wurzel des 
Übels ansetzt und demokratische 
Umverteilung nicht nur materiel-
ler Ressourcen, sondern auch von 
kollektiver Entscheidungsmacht 
auf die politische Agenda setzt. 
Den Sorgen der einfachen Leute, 
die um die Bedrohung der eigenen 
Lebensweise kreisen, kann mit lin-
ker Politik begegnet werden. Bernie 
Sanders, demokratischer Sozialist 
und Herausforderer von Hillary 
Clinton, ist der lebendige Beweis. 
Jeden seiner Wahlkampfauftritte 
leitete er mit dem Bekenntnis «I am 
a democratic socialist!» ein. In den 
USA hätte er auch sagen können: 
«Ich komme geradewegs aus der 
Hölle». Das Ergebnis der Provokati-
on war: Junge Leute googelten, was 
unter demokratischem Sozialismus 
zu verstehen sei. Und sie fanden he-
raus: beispielsweise freier Zugang 
zu Bildung! Das fanden sie gut, und 
deshalb setzten sie sich für einen 
demokratischen Sozialisten ein. Ein 
Exempel, das auch für die europäi-
sche Linke überaus lehrreich ist.

Gael García Bernal      Luis Gnecco      Mercedes Morán
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ANZEIGE

VERANSTALTUNG
Aufstieg der neuen Rechten – wie muss die Linke reagieren?
Eine öffentliche Veranstaltung der SP-Bundeshausfraktion
Mit Prof. Klaus Dörre, Politikwissenschaftlerin Line Rennwald 
und den Nationalrätinnen Min Li Marti und Mattea Meyer. 
Leitung: Roger Nordmann, Fraktionspräsident SP.

Freitag, 17. Februar 2017, 19–21 Uhr, anschliessend Apéro. 
Eintritt frei

Campus Muristalden (Aula), Muristrasse 8, Bern (Bus Nr. 12 
vom Bahnhof in Richtung Zentrum Paul Klee bis Station  
Liebegg in 8 Minuten)



Spätestens seit der Bankenkrise 2008 braucht es für niemanden mehr Beweise. 
Ein Wirtschaftssystem, in dem die Interessen und die Gier von ein paar wenigen 
über alles andere gestellt werden, ist untauglich. Doch was hat sich seither 
verändert? Nichts. Das Geld diktiert noch immer, die Arroganz der Reichsten 
ist ungebrochen und die Wirtschaftseliten zelebrieren unverändert den «frei-
en Markt». Deshalb ist es höchste Zeit, dass die SP Alternativen zum gängigen 
Wirtschaftsmodell aufzeigt. Ideen haben wir viele und seit langem. Doch beim 
Verbreiten dieser Ideen müssen wir noch zulegen.

mehr. Die SP interessiert nicht nur, 
was hinten rauskommt, sondern 
eben auch die Art und Weise, wie es 
entsteht.

Im Folgenden die wichtigsten 
Forderungen des Positionspapiers 
zur Wirtschaftsdemokratie:

Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bestimmen mit und 
profitieren vom Gewinn
Die SP will eine Wirtschaft, in der 
die Betroffenen mitbestimmen kön-
nen. Bei grösseren Firmen soll den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
ein Drittel der Sitze im Verwaltungs-
rat garantiert werden. Zudem sollen 
nicht nur die Chefs, sondern alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vom Gewinn einer Firma profitieren. 

Nachhaltige Wirtschaftsmodelle 
und Service public fördern
Die SP setzt sich dafür ein, dass 
der Staat seine Verantwortung 

wahrnimmt und nachhaltige Wirt-
schaftsmodelle fördert, bei denen 
nicht einzig und allein der Gewinn 
im Zentrum steht. Neue Steuern auf 
Boni und Börsengeschäften würden 
einem Fonds zugutekommen, wel-
cher nachhaltige Wirtschaftsmo-
delle unterstützt. Zu solchen Wirt-
schaftsmodellen gehören auch die 
Service-public-Unternehmen SBB, 
SRG, Swisscom und die Post. Diese 
Unternehmen müssen gemeinwohl-
orientiert bleiben und ihre Dienste 
nicht ab-, sondern ausbauen.

Kampf gegen die Spekulation  
auf allen Ebenen
Die SP setzt sich dafür ein, dass die 
Bodenspekulation mit einer neuen 
Steuer massiv eingeschränkt wird. 
Land der öffentlichen Hand soll nur 
noch im Baurecht veräussert wer-
den. Pensionskassen, Kantonalban-
ken und die Nationalbank sieht die 
SP als wichtige Akteure einer de-
mokratischen Wirtschaft. Sie sollen 
ihre gesellschaftliche Verantwor-
tung verstärkt wahrnehmen.

Bauern und Energieproduzenten 
aus der Region unterstützen
Die SP unterstützt Solar-, Wind- 
und Wasserkraft aus der Region. Sie 
macht sich zudem dafür stark, dass 

Matthias Aebischer,  
Nationalrat BE

25 Forderungen umfasst das 18-sei-
tige Papier zur Wirtschaftsdemo-
kratie, das am Parteitag Anfang 
Dezember letzten Jahres in Thun 
verabschiedet wurde. Ich persön-
lich finde das etwas viel, um jeman-
dem konkret zu erklären, um was es 
der SP wirklich geht. Zudem ist das 
Papier für meinen Geschmack zu 
kompliziert geschrieben. In noch 
komplizierterer Sprache verfasst 
waren einige Anträge. Auch nach 
mehrmaligem Lesen verstand ich 
nicht, was genau gemeint war. Nach 
dieser Kritik, welche ich auch öffent-
lich geäussert habe, erhalte ich hier 
die Möglichkeit, das Positionspapier 
kurz vorzustellen.

Der Inhalt des Papiers 
Helmut Kohl sagte einmal: «Ent-
scheidend ist, was hinten raus-
kommt.» Das war das Motto der 
Wachstumswirtschaft im letzten 
Jahrhundert, heute reicht das nicht 

Sagen wir es doch  einfach 

Das Positionspapier sowie 
weitere Informationen und 
Links zum Thema finden 
sich unter www.wirtschafts-
demokratie.ch  
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auf allen Einkaufsebenen Bauern 
mit nachhaltiger Produktion aus der 
Region berücksichtigt werden.

Vermittlung der Wirtschaftslehre 
muss besser werden
Die SP will die Wirtschaftslehre auf 
allen Schulstufen mit Modellen der 
demokratischen, ökologischen und 
sozialen Wirtschaftslehre ergänzen. 
Genau wie im Lehrplan 21 soll diese 
auch in den Hochschulen und in der 
Weiterbildung ihren Platz finden. 
Die rein auf Gewinn ausgerichtete 
Lehre ist Schnee von gestern. 

Zusammengefasst ist das also der 
Inhalt des neuen Positionspapiers. 
Einige Punkte sind neu, einige ste-
hen seit Jahrzehnten in den ver-
schiedensten Programmen der So-
zialdemokratischen Partei. Es sind 
Forderungen, denen wohl kaum 
ein SP-Mitglied widerspricht. Noch 
einfacher, wenn auch nicht gern ge-
sehen, ist es, zu sagen, für was wir 
nicht sind. Zum Verstehen der SP-
Forderungen hilft diese Vorgehens-
weise jedoch.

 Wir sind gegen Freihandelsab-
kommen, welche nur von Zollbe-
freiung und Gewinnmaximierung 
sprechen.

 Wir sind gegen Grosskonzerne, 
die sich in der Schweiz als Muster-
schüler aufspielen und gleichzeitig 
andernorts Menschen und Natur 
ausbeuten.
 Wir sind gegen die Pauschalbe-
steuerung, welche bloss Steuer-
flüchtlingen aus anderen Ländern 
zugutekommt. 
 Wir sind gegen eine Unterneh-
menssteuerreform, welche die Rei-
chen auf Kosten ehrlicher Steuer-
zahler noch reicher macht.

Mit andern Worten, wir sind für 
eine Wirtschaft, die allen zugute-
kommt, nicht nur den Millionärin-
nen und Milliardären. Mit diesem 
Ansatz muss die SP kämpfen und 
die Stimmbevölkerung davon über-
zeugen, dass sie zum Beispiel am  
12. Februar 2017 gegen die Unter-
nehmenssteuerreform III stimmt.

Ich bin überzeugt: Die meisten 
Bürgerinnen und Bürger in diesem 
Land wollen eine Wirtschaft für alle 
und nicht nur für wenige. Unsere 
Arbeit ist es, den Leuten die wirt-
schaftlichen Zusammenhänge ein-
fach zu erklären. In diesem Bereich 
müssen wir besser werden.

Wirtschafts
demokratie: Jetzt Bil
dungsmodul buchen!
Das heutige kapitalistische Wirtschaftsmodell 
ist verantwortlich für eine weltweit ständig 
grösser werdende soziale Ungleichheit und einen 
Raubbau an der Umwelt. Es steht damit am Ur-
sprung von kriegerischen Konflikten und Flücht-
lingselend. Im privilegierten globalen Norden, 
in Ländern wie der Schweiz, führt die Logik der 
Profitmaximierung zu einer Ausweitung prekärer 
Arbeits- und Lebensbedingungen, zu zunehmen-
dem Stress für die einen und Arbeitslosigkeit für 
die andern. Im Kapitalismus scheint es uns nicht 
zu gelingen, die immensen Produktivitätsgewin-
ne oder den technologischen Fortschritt für das 
Gemeinwohl zu nutzen. 
Doch ist eine andere, eine sozialere, demokrati-
schere und ökologischere Wirtschaft überhaupt 
möglich? Und falls ja: Wie funktioniert eine sol-
che? Diesen Fragen geht das neue Bildungsmodul 
«Wirtschaftsdemokratie» nach. 
Die intensiven Diskussionen am letzten Partei-
tag der SP Schweiz haben gezeigt: Das Thema 
Wirtschaftsdemokratie polarisiert. Die grosse 
Mehrheit der Basis, die sich hinter das Papier 
stellte, verdeutlicht aber auch die Notwendigkeit, 
dieses Thema aktiv anzugehen. 
Um die Grundlage dafür zu legen, hat die SP 
Schweiz eine halbstündige Präsentation ausgear-
beitet, die wir in möglichst vielen Sektionen zei-
gen möchten. Die Präsentation eignet sich gut für 
Mitgliederversammlungen. Thematisiert werden 
die aktuellen Krisen, der Begriff der Wirtschafts-
demokratie, alternative Ansätze und konkrete 
Umsetzungsbeispiele. 
Das Bildungsmodul ist ab März bereit und kann ab 
sofort ohne grossen Aufwand gebucht werden. 
Ihr müsst nur einen Raum, einen Beamer organi-
sieren und eure Leute mobilisieren. 

Das Bestellformular ist hier zu finden: 
www.spschweiz.ch/wirtschaftsdemokratie 

Bei Fragen und Anliegen zu diesem Modul oder 
wenn du selber gerne Referentin oder Referent 
werden möchtest, freuen wir uns über deine  
Kontaktaufnahme unter bildung@spschweiz.ch.

Die Broschüre erklärt an-
hand von fünf Beispielen, 
worum es bei der Forde-
rung nach mehr Demo-
kratie in der Wirtschaft 
konkret geht.  
Sie kann bestellt wer-
den unter bildung@
spschweiz.ch

Sagen wir es doch  einfach 
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Werbung im postfaktischen 
Zeitalter 
In einer Zeit, in der Fakten in der Po-
litik zunehmend in den Hintergrund 
rücken und die Wahrheit einer Aus-
sage oft weniger zählt als ihr Effekt, 
sehnen sich viele Menschen nach 
Werten und Haltungen. Die SP Bezirk 
Brugg hat eine Plakat-Serie gemacht 
mit Menschen, die zu ihren Werten 
– und zur SP als Vertreterin dieser 
Werte – stehen. 

Nachdem der Oxford English Dictionnary im 
November das wort «post truth» zum inter-
nationalen Wort des Jahres erkoren hatte, 
folgte vor zwei Wochen die deutsche Gesell-
schaft für Sprache und erklärte sein deut-
sches Pendant «postfaktisch» zum Wort des 
Jahres. Das Wort hat mit der Wahl von Donald 
Trump seine Hochblüte erlebt: Die Menschen 
interessieren sich nicht mehr für Fakten, 
sondern folgen allein den Gefühlen. Das Be-
griffspaar «postfaktische Politik» bezeichnet 
ein politisches Denken und Handeln, bei dem 
Fakten nicht mehr im Mittelpunkt stehen. 
Wahrheit und Hintergrundwissen haben 
keine Bedeutung; die Wahrheit einer Aussa-
ge tritt hinter den Effekt der Aussage zurück. 
Diskussionen verlaufen immer häufiger emo-
tional. Unterschiedliche Standpunkte pral-
len mit zunehmender Intensität aufeinander. 
In sozialen Systemen und auch in der Politik 
kommt es vermehrt zu Lagerbildung und Po-
larisierung. Das, was man fühlt, ist Realität.

Die totale Überforderung
Die Informationsflut überfordert die meisten 
Menschen. Die Tatsache, dass unsere Gesell-
schaft geprägt ist durch Kürzestnachrichten, 

unterstützt diesen Trend. In den Zeitungen 
suchen wir unter den Leads nach neuen in-
teressanten Infos, wenn wir überhaupt noch 
eine Zeitung lesen und nicht nur «Blick am 
Abend» oder «20 Minuten» (das man in 5 Mi-
nuten gelesen hat). Wir verfassen und lesen 
kurze Facebook-Beiträge oder die Tweets von 
Twitter. Allen gemeinsam sind die extreme 
Kürze und die fehlenden Hintergrundinfor-
mationen. Für mehr haben wir keine Zeit und 
keine Lust.

Die Parteien, allen voran die SVP, sind 
schon lange auf diesen Zug aufgesprungen; 
Schlagworte statt differenzierte Auseinan-
dersetzung mit einem Thema heisst das Cre-
do. Wie wird man trotz der Flut von Informa-
tionen gehört? Indem man Tabus bricht! So 
taucht man aus der Flut von Informationen 
an die Oberfläche. Der Tabubruch gehört zum 
postfaktischen Zeitalter dazu. So erhält man 
Aufmerksamkeit – auch durch die Medien. 
«Sozialschmarotzer», «Scheininvalide» sind 
typische Wortprägungen dieser Zeit. Vor al-
lem die Rechte nutzt den Trend zur Kürze für 
ihre Ziele; mit Scheinwörtern werden die ei-
gentlichen Probleme zugedeckt. Mit der Zeit 
werden sie zum «normalen Sprachgebrauch». 

WEIL ATOMARE
SICHERHEIT FÜR 

UNS ALLE GILT
Denis
42, Versicherungsfachmann

Das Gefährliche daran ist, dass Grundwerte, 
welche unsere Gesellschaft ausmachen, ins 
Lächerliche gezogen werden, und vor allem 
die eigentliche Problematik unter Schein-
wörtern begraben wird.

Zu seinen Werten stehen
Die SP Bezirk Brugg möchte dazu einen 
Kontra punkt setzen und Werte wieder in den 
Vordergrund rücken. Viele Menschen haben 
genug von dieser Oberflächlichkeit und seh-
nen sich nach positiven Werten und Haltun-
gen, welche unsere westliche Gesellschaft 
ausmachen.

Gesucht wurden Menschen verschiede-
nen Alters mit Werten, die sie auch in ihrem 
Leben vertreten. Gefunden wurden zwölf 
überzeugende «Models» mit je einem persön-
lichen Leitspruch. Diese Personen sind über-
zeugt, dass Werte wieder wichtiger werden, 
und stehen persönlich dafür und auch für die 
SP ein, die Partei, welche diese Werte am ehr-
lichsten vertritt. 

Originell, ausdrucksstark und überzeu-
gend präsentierten sich die Menschen auf 
den Plakaten und Fotokarten bei Live-Musik 
Mitte November anlässlich der Vernissage 
mit Apéro. Nationalrat Cédric Wermuth er-
innerte sich an seine Jugendzeit im Freiamt, 
als die SP die Parteipost in neutralen Kuverts 
verschickte, damit der Pöstler nicht wusste, 
in welchen Haushalten die Linken lebten. 
Cédric zeigte sich erfreut über die Neuar-
tigkeit dieses Anlasses und ging gedanklich 
zurück bis zur französischen Revolution 
mit ihrem Aufruf zu Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit. Werte, die auch heute noch 
gelten. Nationalrätin Yvonne Feri doppelte 
nach, dass in einer Zeit, wo es nur noch um 
links oder rechts gehe, die Frage nach zu-
kunftsträchtigen Werten zentral sei.

Reto Candinas, Vorstand SP Bezirk Brugg

WEIL
SOLIDARITÄT 
FÜR MICH KEIN 

FREMDWORT IST
Käthi
76, Buchhändlerin

WEIL AUCH
DIE JUNGEN 
IRGENDWANN 
DIE ALTEN SIND
Kardelen
17, Schülerin

WEIL CHANCEN-
GLEICHHEIT FÜR
ALLE KINDER
GILT
Rahel & Lynn
34, Unternehmerin / Mutter mit Tochter

WEIL WERTE 
WICHTIGER
ALS GELD SIND
Reto
61, Raumplaner

WEIL MIR 
EINE HUMANE 

SCHWEIZ NICHT 

EGAL IST
Ilaz
50, Buschauffeur

WEIL MEIN 
GESCHLECHT 
MICH NICHT 
DEFINIERT

Lea
17, Kantonsschülerin

WEIL DAS 
FLÜCHTLINGS-
ELEND MIR 
NICHT EGAL IST

Elena
18, Schülerin
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AGENDA 2016/2017

12. FEBRUAR
Abstimmungen

17. FEBRUAR
«Die Fraktion lädt ein», Bern

1. APRIL
DV, Bellinzona

6. MAI
Mitgliederkonferenz SP60+, Bern

21. MAI
Abstimmungen

24. JUNI
DV

24. SEPTEMBER
Abstimmungen

14. OKTOBER
DV

1. NOVEMBER
Abstimmungen

11. NOVEMBER
Herbstanlass SP60+, Zürich

Das Bildungsinstitut der Gewerkschaften

Basiskurs für Mitglieder von 
Stiftungsräten und Vorsorge-
kommissionen D1.8.1701
8.3.–10.3.2017, Freienhof, Thun
Zusammenspiel der Sozialversi-
cherungen, BVG, Begriffe, Verant-
wortung, Haftung, Kapitalzins, 
technischer Zinssatz, Rechtsver-
hältnisse, Deckungsgrad, Säule 3a
Referenten: Sabino Di Mambro 
(Fachmann für Personalvorsorge), 
Roman Kahr (Fachspezialist BVG), 
Heinrich Nydegger (Unia)

Selbstsicheres Auftreten 
D2.4.1715
13./14.3.2017, Hotel Toggenburger-
hof, Kirchberg (SG)
Sicherheit gewinnen, rhetorische 
Stilmittel, Videotraining
Referentin: Nora Herzog (Erwach-
senenbildnerin)

Aufbaukurs für Mitglieder von 
Stiftungsräten und Vorsorge-
kommissionen D1.8.1703
22./24.3.2017; Solbadhotel, 
Sigriswil
Freizügigkeits- und Wohneigen-
tumsförderungsgesetz, Teilliqui-
dation, Anlageorganisation BVV 2, 
Risiken, Deckungsgrad, internes 
Kontrollsystem (IKS), Struktur-
reform

Referenten: Sabino Di Mambro 
(Fachmann für Personalvorsorge), 
Roman Kahr (Fachspezialist BVG), 
Heinrich Nydegger (Unia)

Meine Rechte am Arbeitsplatz 
praktisch erklärt D2.2.1701
27.4.2017, Jugendherberge, Zürich
Gesetzliche Grundlagen des  
Arbeitsrechts, Fallbeispiele 
Referent: David Aeby (Unia)

Politische Zusammenhänge 
verstehen D2.1.1701
27./28.4.2017, Hotel Balsthal, 
Balsthal
Die schweizerische Demokratie, 
politische Abläufe und Macht-
verhältnisse, Rolle der Medien, 
Einflussnahme der Gewerkschaf-
ten auf die Politik
Referentinnen: Sibel Arslan (Natio-
nalrätin), Bettina Stüssi (Movendo)

Die Wirtschaft verstehen D1.8.1707
4./5.5.2017, Männedorf ZH,  
Seminarhaus Boldern
Ökonomische Grundbegriffe und 
Zusammenhänge, bezahlte und 
unbezahlte Arbeit, Rezepte der 
Gewerkschaften für eine gerech-
tere Wirtschaft
ReferentInnen: David Gallusser 
(Ökonom), Daniel Lampart (SGB), 
Danièle Lenzin (Unia)

Doppelte Buchhaltung:  
Ein führungskurs D1.8.1717
10./11.5.2017 Oberdorf SO,  
Fort bildungszentrum
Eine Vereinsbuchhaltung eröffnen, 
Geschäftsfälle verbuchen und die 
Jahresrechnung erstellen.
Referentinnen: Karin Baumann 
(Unia), Anna-Barbara Kappeler 
(Fachmitarbeiterin Treuhand), 
Ezgi Karaboya (Fachmitarbeiterin 
Treuhand)
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DIENT EUCH DAS?
Das «Bundesgesetz über steuerli-
che Massnahmen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Unter-
nehmensstandortes Schweiz», kurz 
USR III genannt, ist eine dufte Sache: 
«Eine schlauere Vorlage gab es nie», 
posaunt Ueli Maurer. Beim Zusam-
menbasteln habe man die Konzer-
ne gefragt: «Dient euch das?» Und 
siehe da, auch sie finden die USR III 
total lässig. Holla, die Waldfee! Es 
ist ein bisschen, als würde man den 
verdutzt-überraschten Lottogewin-
ner bei der feierlichen Übergabe  
des überdimensionierten Millionen-
Schecks fragen: «Dient dir das?» Es 
ist eine rhetorische Frage.

Es kommt halt immer darauf an, 
wen man fragt. Hätte er andere ge-
fragt, hätte er andere Antworten – 
«alternative answers» – bekommen. 
Zum Beispiel von den Gemeinden, 
denen auf einen Schlag ein subs-
tanzieller Teil der Steuereinnahmen 
wegbricht. Diese, so der Finanz-
minister in der «Berner Zeitung» la-
pidar, müssten «halt ihre Ausgaben 
überprüfen». Und weiter, entlarvend 
herablassend: «Ich glaube, manche 
Gemeinden haben ganz generell 
ein nicht besonders ausgeprägtes 
Bewusstsein, öffentliche Leistun-
gen effizient zu erbringen.» Als Ge-
meindepräsident mit einem Budget, 
das sich wie die meisten vor allem 

aus gebundenen Ausgaben zusam-
mensetzt und kaum Spielraum lässt, 
finde ich: Vom ehemaligen Militär-
minister muss ich mir das nicht sagen  
lassen!

Ueli Maurer hat ausgerechnet die 
nicht gefragt, die den Heidenspass 
berappen sollen: uns! Das Volk, die 
normalen Steuerzahlenden, den 
Mittelstand. Blöd gelaufen. Er würde 
es wohl – wie die Milliarden, die in 
den öffentlichen Kassen fehlen – als 
«Detail» abtun. Lieber Herr Bundes-
rat, dank dem Referendum können 
wir das Versäumnis jetzt hurtig 
nachholen. Die Abstimmungsfrage 
ist simpel: «Dient dir das?» Es ist eine 
rhetorische Frage.

STEFAN KRATTIGER

ROT
STICH

KUNDGEBUNG
Freiheit, Frieden, Rechtsstaat und Demokratie in der Türkei  
statt Repression, Krieg und Diktatur! 
25. März 2017 in Bern, 14 Uhr auf dem Bundesplatz.
Wir rufen die Bevölkerung in der Schweiz auf, an der Demonstra-
tion teilzunehmen und damit der Solidarität mit den Verfolgten und 
Gefangenen in der Türkei Ausdruck zu geben.



zum Unternehmenssteuer-Bschiss

NEIN

Milliarden-
Bschiss am
Mittelstand!
 Wir bezahlen, Grossaktionäre 
profitieren. So nicht!

Abstimmung vom 
12. Februar 2017
über die USR III


